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Sie haben kürzlich mit Caritas In-
ternationalis den Irak besucht. Was war
das Ziel Ihrer Delegationsreise?

Wir wollten uns einen Eindruck davon
verschaffen, wie es den Menschen im Irak
heute geht. Durch das totale Handels-
embargo ist die Versorgungslage im Land
erschreckend. Es herrscht nicht nur im
medizinischen Sektor Mangel, sondern es
fehlt an Lebensmitteln und sauberem
Wasser. Ein Drittel aller Kinder unter fünf
Jahren sind mangel- oder unterernährt.
Jede zweite schwangere Frau leidet unter
Blutarmut. Ein neuerlicher Krieg würde
eine Flüchtlingswelle auslösen und die
durch die Sanktionen geschwächte
Bevölkerung in noch größere Not treiben.
Die Caritas spricht sich daher klar gegen
einen Krieg aus. Die humanitäre Lage ist
schon prekär genug. Derzeit werden Sani-
tätsfahrzeuge, Verbandsstoffe, Spritzen
oder Infusionen angeschafft, ebenso
Decken oder Wassertanks. Diese werden
dringend für die tägliche medizinische
Versorgung benötigt. Die Waren stehen
aber auch im Kriegsfall für die Not- und
Überlebenshilfe der Zivilbevölkerung zur
Verfügung. Für diese Nothilfe hat das in-
ternationale Caritas-Netz fast 500.000
Euro gesprochen. 

Was geschieht neben dieser Not-
hilfe?

Caritas Irak hat etwa 140 Mitarbeiter,
allesamt Irakerinnen und Iraker. Es gibt
eine enge Zusammenarbeit mit dem
irakischen Roten Halbmond. Über das
ganze Land verteilt unterhalten wir 20
verschiedene Zentren für das so genannte
„well-baby-Projekt“. Dort werden unter-
ernährte Kinder und Mütter mit Zusatz-
nahrung unterstützt. Da auch die Wasser-
versorgung in den letzten Jahren bedroh-
lich nachgelassen hat, betreibt Caritas im
Irak verschiedene Wasseraufbereitungs-
anlagen. Zurück aus dem Irak haben wir
einen Aufruf verfasst, alles gegen den
drohenden Krieg zu unternehmen. Wir
appellieren an die entsprechenden Re-
gierungen wie an die UNO, diesbezüglich
wirklich alles in Bewegung zu setzen. 

Hatte Ihre Delegation auch Kontakt
mit offiziellen irakischen Stellen?

Wir hatten ein Treffen mit Vizepremier
Tariq Aziz und dem irakischen Gesund-
heitsminister. Darüber hinaus hatten wir
Gespräche mit Vertretern der UNO in
Bagdad. Ansonsten haben wir schwer-
punktmäßig mit unseren Mitarbeitern und
mit der Bevölkerung gesprochen. Wir
wollten mit den einfachen Menschen zu-
sammenkommen, uns austauschen und
damit auch klare Zeichen zu setzen.

Von KritikerInnen wird bisweilen
gesagt, solche Reisen in den Irak wür-
den einzig die dortige Führung stärken
und von Saddam Hussein zu ent-
sprechenden Propagandazwecken ge-
nutzt.

Als humanitäre Organisation können wir
die Augen vor der Situation nicht ver-
schließen. Die Menschen im Irak sind am
Verhungern. In unserem letzten Report über
die Sanktionen hatten wir bereits gesagt:
ein Volk wird geopfert. Man muss die
irakische Bevölkerung unterstützen, und
zwar gezielt und bewusst. Wir verweisen
auf die humanitäre Hilfe, die wir direkt
leisten. Unterernährte Kinder und Mütter
bekommen Hilfe. Die Krankenhäuser, die in

ausgesprochen marodem Zustand sind,
werden unterstützt. Das war Schwerpunkt
unserer Reise. Angesichts der Dramatik
können wir doch nicht die Hände in den
Schoß legen.

Die irakische Führung hat jetzt in der
Vergangenheit mehrfach betont, einem
US-Krieg zu trotzen. Wie haben Sie
Land und Leute am Vorabend eines
drohenden Krieges erlebt?

Ich war das erste Mal im Irak. Für mich
war es sehr überraschend, sehr offenen,
freundlichen Menschen zu begegnen.
Hierzulande wird ein sehr starkes Ag-
gressionspotenzial suggeriert, so dass man
das Gefühl hat, man kommt in ein Land, in
dem alle Menschen eine Bombe in der
Hosentasche tragen. Das ist freilich nicht
so. Die Menschen haben vielmehr sehr
große Angst vor dem Krieg, sie legen
soweit es geht Lebensmittel zur Seite.
Ärzte erzählten uns, die Kinder fürchten,
wenn sie Flugzeuge hören, der Krieg habe
vielleicht schon begonnen. 

Welche konkreten Schritte sind
notwendig, um die Situation der Bevöl-
kerung im Irak umgehend zu verbes-
sern?

Die Sanktionen bluten das Volk völlig

aus. Das Embargo schießt am Ziel vorbei.
Der Regierung geht es dadurch nicht
schlechter, aber den einfachen Menschen.
Man sieht Geschäfte, in denen man alles
bekommen kann, wenn man Geld hat. Das
Gros der Bevölkerung hat kein Geld. Die
Sanktionen sind nicht nur unmenschlich,
sondern kontraproduktiv. ■

Interview: Rüdiger Göbel

Weitere Infos und Kontakt: www. caritas.ch
Irak-Bericht von Caritas Internationalis:
www.caritas.org

Privatisierungsstop, den Protest gegen
die Euro-Armee und ihren Einsatz für
gleiche Rechte aller in Österreich
lebenden Menschen an Akzeptanz und
Respekt gewonnen. Das zählt.

Trotzdem bleibt die Zahl der Stimmen,
die links von Sozialdemokratie und
Grünen abgegeben wurden (in Wien
neben denen für die KPÖ auch 3.810
Stimmen für die Sozialistische Links-
partei), so niedrig, wie sie ist. Die Op-
position gegen Privatisierung, Sozialabbau
und Massenbelastungen wird sich dem-
nach weiterhin und verstärkt im außer-
parlamentarischen Raum ausdrücken
müssen. Darüber können nur diejenigen
überrascht sein, die ernsthaft eine Rot-
Grün-Regierung und von ihr eine „Wende
von der Wende“ erhofft hatten. Viele
andere aber, die sich auch nicht von den

Farbenspielen der kommenden Wochen –
Schwarz mit Blau, mit Rot, mit Grün oder
als Minderheitsregierung – faszinieren
lassen, suchen nach neuen Möglichkeiten
des Zusammengehens von Gewerk-
schaften, zivilgesellschaftlichen Bewe-
gungen und linken Gruppierungen im
Sinne eines gemeinsamen Widerstands
dagegen, was auf die Menschen zu-
kommen wird. Das Europäische Sozial-
forum Anfang November in Florenz, das
im nächsten Jahr einen Ableger in
Österreich bekommen soll, stellt einen
solchen Ansatz dar.

Wenn der hinter uns liegende Wahl-
kampf etwas klargestellt hat, dann das:
Die Sozialdemokratie und die Grünen
sammeln zwar gerne auch die Stimmen
der außerparlamentarischen KritikerInnen
des Neoliberalismus ein, möchten sich

aber keineswegs von ihnen in die inhalt-
liche Pflicht nehmen lassen. So muss der
Protest gegen Neoliberalismus, Krieg und
kapitalistische Globalisierung – in
Österreich – bis auf weiteres ohne einen
parlamentarischen Ausdruck bleiben. 

Mit ihrer Kandidatur und ihrem Stim-
mengewinn haben die KommunistInnen
das Signal gesetzt, dass es diesen Raum
politisch zu gewinnen gilt. Keine einzige
Stimme für die KPÖ war eine verlorene
Stimme. Die Aufgabe selbst bleibt aber
ungelöst, bis auf weiteres. ■

(Weitere Kommentare siehe auch S. 5 und S. 16)

Wahlergebnisse

Propaganda für Saddam Hussein?
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„Die Sanktionen bluten die irakische Bevölkerung völlig aus. Das Embargo schießt am Ziel vorbei. Der Regierung geht es dadurch nicht schlechter, aber
den einfachen Menschen.“ Livia Leykauf arbeitet bei Caritas Schweiz und begleitete eine Caritas Internationalis-Delegation in den Irak.

Livia Leykauf
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Briefe an die Redaktion

Stiefkind Pflegegeld
VS Nr. 45/02

Wenn’s beim Pflegegeld nur die Wert-
anpassung wäre, mit der es hapert!
Vielmehr ist es so etwas Ähnliches wie das
Weiße Einhorn: eine Sagengestalt; jeder
weiß von ihm, jeder hat von ihm gehört.
Aber zu fassen ist’s schwer, insbesondere
wenn der Bedarf dringend (nach ein-
schneidendem Spitalsaufenthalt z.B.) ist.
Klüglich und bedacht sind Hürden einge-
baut, die einen alten Menschen über-
fordern: Gesuche, Einsprüche (wozu in
Zeiten der Datenvernetzung?), von den
älteren Leuten oft als Demütigung emp-
funden, ohne Hilfe oft schwer zu erstellen.
Monate, die verstreichen, bis ein Amtsarzt
erscheint. Dieser steht oft vor verschlosse-
ner Tür, denn: Verwirrte schmeißen das
Schreiben, das ihn ankündigt, oft weg.
Taube hören ihn nicht. Und dass sein Er-
scheinen mit irgend einem Sozialdienst
koordiniert würde – i wo! Und so beginnt
das muntere Spielchen von Neuem, zieht
sich wieder monatelang hin usw., bis eben

die Uhr so manchen Alterchens abge-
laufen ist – Bingo!

Geht alles gut und der Amtsarzt kriegt
den Patienten doch zu sehen: Herr Doktor
trägt immer und prinzipiell rosa Brillen
und denkt positiv: Um Pflegegelderhöhung
zu erhalten. Da muss einer sich schon den
Schädel abschneiden und mit diesem
unterm Arm der Amtsperson entgegen-
treten – und selbst dann ist der Erfolg
fraglich! Die Versorgung der Älteren ist
ganz schön heruntergekommen, eine arge
Augenauswischerei. Aber was soll’s: Die
können sich ja nimmer wehren! Wäre
schön, wenn die, denen wir derlei zu ver-
danken haben, auch einmal in den Genuss
von Altwerden dieser Sorte kämen! Nur
fürchte ich: Gerade denen wird das erspart
bleiben! ■

Waltraud Simec, Wien

Welches Recht HERRscht?

Nina B. (21) aus Enzesfeld wird von
ihrem 32-jährigen Freund mit Messer-
stichen umgebracht. Tatmotiv: Sie wollte

ihn verlassen bzw. nur noch freund-
schaftlichen Kontakt mit ihm haben. Das
Urteil: 9 Jahre für „Totschlag“, ergangen
am Wiener Neustädter Landesgericht. 

Zusammenfassung: Ein Mann, der
seine „treulose“ Gefährtin umbringt, ist
kein Mörder. Denn „Totschlag“ ist nicht
Mord, „Totschlag“ ist in der Recht-
sprechung die „Vernichtung eines anderen
Lebens aus allgemein verständlicher Ge-
mütsbewegung“.  Es ist also allgemein ver-
ständlich, wenn ein Mann eine Frau, die
ihn verlassen möchte, umbringt …

Ninas Mutter hatte nach dem Prozess
das Gefühl, ihre Tochter sei ein zweites
Mal „ermordet“ worden. Der Verteidiger
des Mannes betonte, welch große Liebe
Nina für den Täter gewesen sei. Umge-
kehrt wurde jedes „mangelhafte Detail“,
das aus Ninas Leben bekannt wurde, zu
ihren Lasten ausgelegt. Rufmord und Ent-
würdigung par excellence. 

Wir, die Unterzeichneten dieses Leser-
briefes, kennen Nina überhaupt nicht. Wir
haben aber vor etwa einem Jahr einen

ähnlichen Mord-Prozess in Wr. Neustadt
mitverfolgt. Damals bekam ein Kotting-
brunner Schlosser für das Erwürgen und
Ersticken seiner Ehefrau Andrea ebenfalls
nur „Totschlag“. Auch sie war angeblich die
„große Liebe“ seines Lebens, hatte einen
Freund und wollte ihren Mann verlassen.
Auch in ihrem Leben und in ihrem Cha-
rakter wurde gewühlt, sie wurde öffentlich
zum „Flittchen“ degradiert.

Was bedeuten solche Urteile für uns als
Frauen? 

Sie führen uns vor Augen, dass wir –
selbst wenn wir umgebracht werden -,
was unter bestimmten Umständen
(Eifersucht, Scheidung, Treulosigkeit etc.)
als „allgemein verständlich“ hingestellt
wird, nicht einmal damit rechnen können,
in Würde tot sein zu dürfen. Die An-
gehörigen müssen sich möglicherweise
noch für ihre „missratene“ Tochter,
Enkelin, Freundin „schämen“. Während die
Männer als die großen „Liebenden“ mit
einem milden Urteil davonkommen.

Für unser aktuelles Leben bedeuten

solche Urteile, dass wir, wenn wir nicht
einmal in Würde tot sein dürfen, uns die
Frage stellen müssen, wie würdevoll, d.h.
wie selbstbestimmt, gefahrlos und res-
pektiert, wir eigentlich leben können.
Jeden Tag aufs neue müssen wir uns die
Frage stellen, welches Recht eigentlich
HERRscht. Jeden Tag aufs neue müssen
wir uns um unser Recht kümmern. ■

Brigitte Glock, Lilo Fenz, Sonja Kainzbauer,
Hanna Menzel, Gabi Stockmann, Sigrid Iser-

Türk, Bärbel Danneberg, Helga Krismer,
Madeleine Petrovic, Lotte Podgornik und alle

Mitarbeiterinnen der Frauenberatungsstelle und
Frauennotwohnung „wendepunkt“, Wiener Neu-

stadt.

P.S. Wer diesen Brief ebenfalls unter-
schreiben möchte, bitte um Mitteilung an
gabi.stockmann@aon.at

Über Briefe freut sich die Redaktion immer,
behält sich aber Kürzungen vor. 

Zusendungen an: danneberg@volksstimme.at

Ausgewählte KPÖ-Einzelergebnisse:
NR-Wahl 1999 NR-Wahl 2002

Stimmen % Stimmen %
Baden 51 0,38 49 0,33
Hainburg 45 1,45 43 1,33
Krems 113 0,82 133 0,92
Ternitz 84 0,92 75 0,78
Wiener Neustadt 186 0,87 153 0,67
Zwentendorf 88 4,08 55 2,41
Bludenz 14 0,22 29 0,39
Feldkirch (Vbg.) 32 0,24 83 0,54
Villach 163 0,51 220 0,67
Wolfsberg 30 0,20 70 0,45
Eisenerz 86 1,91 75 1,70
Fohnsdorf 91 1,74 93 1,72
Judenburg 78 1,25 78 1,25
Kapfenberg 91 0,71 123 0,95
Knittelfeld 134 1,80 111 1,48
Leoben 210 1,44 292 1,95
Mürzzuschlag 63 1,06 80 1,30
Voitsberg 64 1,05 89 1,38
Hallein 77 0,88 82 0,87
Braunau am Inn 28 0,32 55 0,62
Ried im Innkreis 13 0,21 37 0,57
Steyr 133 0,62 121 0,54
Wels 96 0,33 177 0,58
Wörgl 11 0,21 54 0,58
Imst 12 0,28 29 0,62
Kufstein 22 0,30 72 0,88

Wiener Bezirksergebnisse:
NR-Wahl 1999 NR-Wahl 2002

Stimmen % Stimmen %
Innere Stadt 50 0,6 30 0,3
Leopoldstadt 461 1,3 303 0,8
Landstraße 363 1,0 266 0,7
Wieden 132 1,0 86 0,6
Margareten 237 1,2 168 0,8
Mariahilf 145 1,1 66 0,5
Neubau 142 1,1 100 0,7
Josefsstadt 98 0,9 65 0,6
Alsergrund 216 1,2 121 0,6
Favoriten 660 1,0 527 0,7
Simmering 339 1,0 286 0,7
Meidling 351 1,0 292 0,8
Hietzing 186 0,6 132 0,4
Penzing 284 0,7 221 0,5
Fünfhaus 249 1,0 173 0,7
Ottakring 317 0,9 249 0,6
Hernals 166 0,8 115 0,5
Währing 141 0,7 99 0,4
Döbling 247 0,7 148 0,4
Brigittenau 363 1,2 278 0,8
Floridsdorf 567 0,9 434 0,6
Donaustadt 572 0,9 500 0,7
Liesing 340 0,8 286 0,6

Ergebnisse gesamt:
NR 24.11.2002 (ohne Wahlkarten) NR 03.10.1999

% M % M

WBE 5.912.509       5.838.373

AGB       4.758.482 80,0 4.695.225 80,4

GÜL 4.687.559 98,0 4.622.354 98,45

SPÖ 1.729.548 36,9 69 1.532.448 33,15 65

ÖVP 1.981.460 42,3 79 1.243.672 26,90 52

FPÖ 476.121 10,2 19 1.244.087 26,90 52

Grüne 419.973 9,0 16 342.260 7,40 14

LIF 45.577 1,0 0 168.612 3,65 0

KPÖ 26.717 0,6 0 22.016 0,48 0

SLP 3.818 0,08 0 n.k.

DD 2.376 0,05 0 n.k.

CWG 1.969 0,04 0 3.030 0,07 0

Resultate der KPÖ in den Bundesländern

NR-Wahl 1999 NR-Wahl 2002

Stimmen % Stimmen %

mit Wahlkarten ohne Wahlkarten

Österreich 22.016 0,48 26.717 0,57

Burgenland 452 0,25 464 0,25

Kärnten 1.109 0,33 1.763 0,53

Niederösterreich 3.777 0,39 4.535 0,46

Oberösterreich 2.680 0,33 3.876 0,47

Salzburg 841 0,30 1.210 0,43

Steiermark 4.686 0,65 7.080 0,97

Tirol 1032 0,29 2.131 0,57

Wien 7.081 0,88 4.928 0,63

Vorarlberg 358 0,21 701 0,37

KPÖ-Ergebnisse in den Landeshauptstädten
NR-Wahl 1999 NR-Wahl 2002

Stimmen % Stimmen %

ohne Wahlkarten

Bregenz 35 0,29 60 0,43

Eisenstadt 28 0,39 20 0,26

Graz 1998 1,67 2.807 2,16

Innsbruck 289 0,51 448 0,73

Klagenfurt 197 0,40 288 0,55

Linz 535 0,56 617 0,60

Salzburg-Stadt 282 0,43 396 0,56

St. Pölten 182 0,63 181 0,59

Wien 7081 0,92 4.928 0,63

KPÖ – Achtbares Ergebnis
„Gemessen an den schwierigen Bedingungen ein schöner Erfolg“, dies sagte Walter

Baier noch am Wahlabend gegenüber der Austria Presse Agentur zum Ergebnis der KPÖ.
Faktum ist, dass die KPÖ zum fünften Mal seit 1994 bei allgemeinen Wahlen be-

scheidene Stimmengewinne verzeichnen konnte. Angesichts eines Wahlbudgets von
36.000 Euro und der zwar nicht lücklosen, aber doch weitgehenden Ausgrenzung in
Printmedien und ORF ein achtbares Ergebnis. 

In allen Bundesländern – ausser in Wien – konnten Stimmen hinzugewonnen werden.
Dass in Wien keine Stimmengewinne möglich waren, dürfte auch daran liegen, dass SPÖ
und Grüne in Wien ein plus von 11 Prozent (bundesweit plus 5,4 Prozent) erzielen
konnten. In Wien dürften doch viele WählerInnen mit ihrer Stimme versucht haben, eine
Neuauflage von Schwarz-Blau zu verhindern. Außerdem standen in Wien 8 Parteien am
Wahlzettel.

Walter Baier: „Wir haben durch unsere Forderungen nach einem Privatisierungsstopp,
unseren Protest gegen die Euro-Armee und des Einsatzes für gleiche Rechte aller in
Österreich lebenden Menschen an Akzeptanz und Respekt gewonnen. Das zählt.“ ■


